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125 JahreHäuslebauer atmen auf
17.000 37.000AKTIENMÄRKTE: FREITAGSWENDE

Ludwig Erhard
Alle KfW-Förderanträge, die vor dem 24. Januar gestellt worden sind, werden bearbeitet V O N H E I N R I C H W U L L H O R S T

tion am Dienstag in Berlin geeinigt. Alle rung für energieeffiziente Gebäude ange- werden soll, war zunächst offen. Die bisher
16.000
15.000
14.000
13.000
12.000
11.000
10.000
9.000

35.000
33.000
31.000
29.000
27.000
25.000
23.000
21.000
19.000

2021 2021

Jun Jul Aug Sep Okt Nov DezJan Feb Mrz Apr Mai Jun Jul Aug Sep Okt Nov Dez JanFeb Mrz Apr Mai

AN DER WALL STREET
Seit Jahresbeginn kannte der Tech-
Werte-Index Nasdaq 100 nur eine
Richtung – abwärts. Diverse gefeierte
Unternehmen wie Netflix oder Tesla
wurden nach Zahlen von den Investo-
ren abgestraft. Per 27.01.2022 betrugen

die Verluste des Index in US-Dollar ge-
rechnet schon 14,2 Prozent. Vergange-
nen Freitag kam es dann zur Wende –
die Investoren griffen wieder zu. Der
Nasdaq 100 schloss mit 14.454,61
Punkten rund 451,50 Punkte über Vor-
tagesniveau. Der Dow-Jones-Index
legte 564,69 Zähler auf den Stand von
34.725,47 zu und der S&P 500 Index
verteuerte sich auf 4.431,85 Punkte. Die
guten Vorgaben aus den USA beflügel-
ten nachbörslich auch die europäischen
Börsen.

BRUTTOINLANDSPRODUKT: WACHS-
TUM DURCH OMIKRON BELASTET
Im 4. Quartal wuchs das Bruttoinlands-
produkt der EURO-Zone nur noch um
0,3 Prozent. Dies gab das Statistikamt
Eurostat auf Basis vorläufiger Zahlen zu
Wochenbeginn bekannt. Die Zahlen
lagen damit im Rahmen der Erwartun-
gen der Analysten. Im Vorquartal wuchs
das BIP hingegen mit 2,3 Prozent noch
kräftig. Österreich mit - 2,2 Prozent
und Deutschland mit - 0,7 Prozent
schrumpften im 4. Quartal sogar, wo-
hingegen Spanien mit einem Wachstum
von + 2 Prozent brillierte.
Mehrere Faktoren beeinflussten dabei
die Wirtschaftsleistung: Neben der be-
stehenden Materialknappheit und Lie-
ferkettenproblemen belastete die Omik-
ron-Variante des Coronavirus durch
hohe Krankheits- und Quarantänelasten
sowie aufgrund staatlicher Coronamaß-
nahmen die Unternehmen. Auf Jahres-
sicht wuchs die Eurozone allerdings er-
freulicherweise laut vorläufiger Schät-
zung um 5,2 Prozent.
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Deutscher Aktienindex (DAX)
seit Jahresbeginn: -3,15%
Jahresende: 15.884 Aktuell: 15.383

Aktuell: 1,115

(31.01.2022/ 15:20 Uhr)

2021

EURO (gegen US-Dollar)
seit Jahresbeginn: -1,93%
Jahresende: 1,137
(28.01.2022/ Börsenschluss)
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TEIGENDE US-ZINSEN SORGEN FÜR
BWERTUNG DES EUROS
ehnjährige US-Staatsanleihen rentieren
erzeit bei circa 1,8 Prozent. Grund hier-
r sind die erwarteten Zinsanhebungen

er amerikanischen Notenbank Fed –
enn durch die jüngsten Rekordinflations-
ahlen steigt der Druck auf die Noten-
anken, durch eine restriktivere Geld-
olitik gegensteuern zu müssen. Das ak-
elle Zinsniveau der zehnjährigen US-

taatsanleihe gleicht derzeit den Erwar-
ngen der US-Leitzinsen für das Ende

es Jahres 2023. Die Entscheider der Fed
hen die Leitzinsen langfristig sogar
ieder bei 2,50 Prozent. Für die Euro-

one wird kurzfristig kein ähnlicher An-
ieg der Leitzinsen erwartet. Die zehn-
hrige deutsche Staatsanleihe rentiert

ktuell nahe an der Nulllinie. Das höhere
insniveau in den USA belebt somit die
ollarnachfrage, da viele Investoren die

öhere Verzinsung beim US-Dollar be-
orzugen. Hierdurch konnte der US-Dol-
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Dow Jones Industrials (DJIA)
seit Jahresbeginn: -4,44%
Jahresende: 36.338 Aktuell: 34.725
(28.01.2022 / Börsenschluss)

Zinsen (Umlaufrendite)
Aktuell: – 0,18%

(28.01.2022 / Börsenschluss)
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r auch in diesem Jahr wieder an Wert
ewinnen und notierte zuletzt bei 1,115
SD/EUR. Grundsätzlich sind Wech-
lkursbewegungen schwer zu prognos-

zieren, sie ergeben sich nicht nur aus
en Zinsunterschieden zwischen Wäh-

ngen, sondern auch aus den lokalen
flationserwartungen und aus Güter-

rbitrage durch Ex- und Importe. Die
rundidee für unterbewertete Währun-

en ist, dass diese dazu führen, dass in
iesen Ländern die Exporte und somit
uch die Nachfrage nach den eigenen

ährungen aufgrund des Preisvorteils
er Länder so lange zunehmen, bis die
ch anpassenden Wechselkurse wieder
r einen Einklang der Güterpreise sor-

en. Zwar gilt der US-Dollar aufgrund
er sogenannten Kaufkraftparitäten-
eorie seit langer Zeit als überbewertet
Transportkosten, Zölle und weitere
indernisse schränken laut Experten-
einung die Aussagekraft dieser Theo-
e jedoch enorm ein.
V O N E L M A R N A S S

Am 4. Februar 1897 erblickte Ludwig
Erhard, der politische Vater der Sozialen
Marktwirtschaft, als Sohn eines katholi-
schen Vaters und einer evangelischen
Mutter in Fürth das Licht der Welt.
„Wohlstand für alle“ versprach der dama-
lige Wirtschaftsminister und spätere Bun-
deskanzler dem von Krieg und Diktatur
traumatisierten West-Deutschland. Und
tatsächlich wurde diese Ordnungsidee ein
Erfolgsmodell mit breiten Wohlstandsef-
fekten. Als ihre Vordenker gelten zweifels-
ohne Alfred Müller-Armack, Walter Eu-
cken, Wilhelm Röpke und Alexander
Rüstow. Sie brachten ordoliberale Gedan-
ken mit dem protestantisch-christlichen
Menschenbild zusammen. Auch Katholi-
ken wie Joseph Höffner oder Oswald von
Nell-Breuning haben maßgeblich diese
Konzeption des Dritten Weges zwischen
Marktliberalismus und Sozialismus ge-
prägt. Und auch die politische Umsetzung
atmete mit dem nicht immer harmoni-
schen Gespann Erhard-Adenauer einen
ökumenischen Geist.
Was nun das Christliche bei Ludwig
Erhard und seiner Idee von Sozialer
Marktwirtschaft ausmacht, ist nicht er-
forscht. Immerhin ist überliefert, dass
Müller-Armack ihn selbstverständlich als
„frohen Christenmenschen“ bezeichnete.
Auch war Erhard von christlich geprägten
Denkern umgeben, die ihn maßgeblich be-
einflusst haben. Zeitgeistige Versuche, ihn
aufgrund seiner Studienkontakte in eine
agnostische Traditionslinie zu stellen und
ihn zum Anhänger der so genannten His-
torischen Schule der Nationalökonomie
mit gar sozialistischen Sympathien zu er-
klären, müssen als Geschichtsklitterung
verworfen werden. Zu erdrückend sind die
Belege für die ordoliberal-christliche Prä-
gung Erhards, sei es durch das Profil sei-
ner engsten Ratgeber, sei es durch seine
konkrete Politik oder auch durch seine
Persönlichkeit: „Wohlstand für alle“ durch
Wettbewerb, soziale Harmonie und Tu-
gend sind Eckpfeiler seiner Ordnungspoli-
tik. Materielle Unabhängigkeit vom Staat
als Ziel fördert und fordert Selbstvorsorge.
Soziale Transfers gibt es nur für die wirk-
lich Hilfsbedürftigen. Harmonie meint ein
affektives Miteinander, das Neiddiskussio-
nen verdrängt. Hierzu bedarf es eine Tu-
gendbildung zu Leitungsbereitschaft und
sozialem Miteinander. „Die Soziale Markt-
wirtschaft von Ludwig Erhard zeigt“, so
fasst es der Wirtschaftshistoriker Ulrich
Blum zusammen, „dass ein Ordnungsrah-
men versagt, wenn sich Individuen durch
fehlende Tugend bewusst und systema-
tisch gegen ihn versündigen – auch wenn
ökonomische Anreize dafür sprechen, es
zu tun.“ Die Marktwirtschaft ist so ein
„Dienstwert“ (Nell-Breuning) zur Entfal-
tung des individuellen, sozialen und mora-
lischen Menschseins. Ludwig Erhard
selbst hat diese christliche Ethik geradlinig
verkörpert bis hin zum Rücktritt in dem
Moment, wo er seine politischen Ziele zu-
gunsten der Macht verraten hätte. Persön-
lichkeiten mit solcher Tugend schaffen
Glaubwürdigkeit, die wir heute mehr denn
je brauchen.

.

Der Autor ist katholischer Priester
sowie Inhaber des Lehrstuhls für
Christliche Sozialwissenschaften und
gesellschaftlichen Dialog an der Köl-
ner Hochschule für Katholische Theo-
logie (KHKT). Foto: Privat
Die Kolumne erscheint in Kooperation
mit der katholischen Sozialwissen-
schaftlichen Zentralstelle (KSZ) in
Mönchengladbach.
Viele Bauherren hoffen, dass es bald wieder dauerhaft grünes Licht für KfW-Förderungskredite geben wird. Foto: dpa

Alle Bauherren, die bei der Kreditanstalt
für Wiederaufbau (KfW) bereits Förde-
rungsanträge zur Steigerung der Energieef-
fizienz für ihre Neubauten gestellt haben,
bekommen nun doch Geld für ihre Energie-
sparhäuser. Darauf hat sich die Ampelkoali-

Anträge, die vor dem 24. Januar bei der
KfW eingegangen sind, sollen nunmehr
nach den alten Kriterien bearbeitet werden.

Für viele Bauherren ist dies eine gute
Nachricht: Denn zuvor hatte Bundeswirt-
schaftsminister Robert Habeck die Förde-

sichts einer Antragsflut und hoher Kosten
vorzeitig und quasi über Nacht gestoppt.
Statt bis zum 31. Januar konnten nur bis 24.
Januar Anträge eingereicht werden.

Wie mit bereits gestellten, aber noch
nicht bewilligten Anträgen umgegangen
vorgesehenen Mittel der staatlichen För-
derbank KfW reichen dafür nicht aus. Das
Programm wäre nach früheren Angaben
von Wirtschaftsminister Habeck ohne
Stopp auf ein Volumen 14 Milliarden Euro
zugelaufen. Anhängig waren zum Zeitpunkt
des Stopps noch Anträge im Volumen von
7,2 Milliarden Euro. Es standen nach Regie-
Marktüberblick
rungsangaben aber nur noch 1,8 Milliarden
Euro Haushaltsmittel zur Verfügung.

Nach derzeitigem Stand gehen damit jene
Häuserbauer, die nach dem Förderstopp
und vor Monatsende noch Anträge stellen
wollten, zunächst leer aus. Die Bundesre-
gierung verhandelt aber über Programme,
die die bisherigen Förderungen ersetzen
sollen.

Die Ampelkoalition reagier-
te zwar, muss aber mehr tun

Die Förderbank KfW hatte sich nach An-
gaben des Vorstandsvorsitzenden Stefan
Wintels aufgrund des Förderstopps zuvor
mit den zuständigen Fachministerien ausei-
nandergesetzt. Der Auftrags -und Förder-
stopp der Bundesförderung habe „zu viel
Enttäuschung und Verunsicherung ge-
führt“, hatte Wintels am Dienstag gesagt.

Auch innerhalb der Ampelkoalition selbst
löste die Entscheidung aus dem Habeck-
Ministerium Stirnrunzeln aus. Bundesbau-
ministerin Klara Geywitz (SPD) nannte die
Maßnahme „bedauerlich“ – was wenig ver-
wunderlich ist, schließlich ist es als Fachmi-
nisterin gerade ihre Aufgabe, die angestreb-
ten Pläne im Hinblick auf die Schaffung von
Wohnraum umzusetzen. Daniel Föst, bau-
und wohnungspolitischer Sprecher der
FDP, betonte, die Häuslebauer „nicht im
Regen stehen lassen“ zu wollen – denn trotz
der allseits bekannten Notwendigkeit, zahl-
reiche Subventionen auf den Prüfstand stel-
len zu müssen, wissen auch die Freien De-
mokraten, dass viele Menschen den Bau
ihres Eigenheims oder diesbezügliche Sa-
nierungen „auf Kante“ geplant haben.

Auch die Bauministerkonferenz bat die
Bundesregierung dringend, von der Ein-
stellung abzusehen. Ansonsten wären nach
Ansicht der Fachminister kaum zu schlie-
ßende Finanzierungslücken im Bausektor
entstanden. „Dies wird in direkter Folge zu
Mieterhöhungen führen und konterkariert
alle Anstrengungen, bezahlbaren Wohn-
raum zu schaffen“, hieß es in einer nach der
Habeck-Entscheidung von NRW-Baumi-
nisterin Ina Scharrenbach veröffentlichten
Erklärung.

„Diese hektische Streichung einer laufen-
den Förderung stoppt Investitionsentschei-
dungen“, bemängelte zudem der Präsident
des Sparkassenverbands Bayern, Ulrich
Reuter die Habeck-Entscheidung. Solche
Botschaften des Staates seien in der aktuel-
len Lage auf dem Wohnungsmarkt absolut
nicht nachvollziehbar. Ebenso deutlich
wurde der Präsident des Bundesverbandes
Freier Immobilien- und Wohnungsunter-
nehmen BFW-Präsident Andreas Ibel:
„Ohne die Förderung ist nur noch der ge-
setzliche Mindeststandard wirtschaftlich
darstellbar. Der wirksame Klimaschutz im
Gebäudesektor wird so aufs Spiel gesetzt.“

Sowohl das Wirtschaftsministerium als
auch die anderen Fachressorts innerhalb
der Ampelkoalition, die entweder direkt
oder indirekt mit dem Häuser- und Woh-
nungsbau zu tun haben, scheinen nun „ver-
standen“ zu haben: So verlautete das Wirt-
schaftsministerium, dass die Bundesregie-
rung die Förderung und gesetzlichen Stan-
dards für Neubauten in Form eines neuen
Energiepasses für Gebäude zügig neu zu
ordnen. An den Maßstäben für dieses Zerti-
fikat würden dann auch neue KfW-Förder-
programme für Unternehmen und private
Bauherren ausgerichtet. Minister Habeck
erklärte zudem, dass es nun vor allem da-
rum gehe, soziale Härten abzufedern. Gera-
de Familien, die Ein- und Zweifamilienhäu-
ser bauen wollen, dürften nicht im Regen
stehen, so Robert Habeck.


